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Die Umstellung von analoger zu digitaler

Rundfunkverbreitung in Deutschland


I.

Notwendigkeit der Digitalisierung

Die Digitalisierung der Rundfunkübertragung schafft die notwendigen Voraussetzungen für die Weiterentwicklung des Rundfunks und das Zusammenwachsen von Informations-, Kommunika​tions- und Rundfunktechniken. Sie öffnet dadurch Märkte für neue digitale Nutzungen und viel​fältige innovative Prozesse. Darüber hinaus verringert sie beste​hende Frequenzknappheiten. Konkret stellt die Digitalisierung des Rund​funks die infrastrukturellen Grundlagen für die Markteinführung neuer, digitaler Produkte und Dienste sowohl beim klassischen Rundfunk
 als auch im Bereich neuer multimedialer Dienste bereit. 


Je schneller die Digitalisierung vollzogen wird, desto größere Marktchancen werden sich für den Rundfunk und neue multimediale Dienste eröffnen. Damit trägt die Digitalisierung der Rund​funkübertragung auch dazu bei, den Standort Deutschland zu sichern und Wettbewerbsrück​stände für deutsche Unternehmen und Diensteanbieter zu vermeiden. Sie trägt weiter dazu bei, den europäischen Vorsprung in diesem Bereich zu konsolidieren und auszubauen. Die dadurch in Zukunft mögliche Erschließung der Märkte durch digitalen Rundfunk und Multimedia-Angebote wird Wachstum und Beschäftigung in dieser dynamisch sich entwickelnden Branche fördern.

Um diese Entwicklung zu fördern, wurde in Deutschland die Initiative „Digitaler Rundfunk" (IDR) mit Beschluss des Bundeskabinetts vom 17. Dezember 1997 unter Berücksichtigung des Beschlusses der Ministerpräsidenten der Länder vom 24. Oktober 1997 eingerichtet.

II.

Zusammensetzung und Aufgabenstellung der IDR

Die Initiative „Digitaler Rundfunk“ wird vom BMWA (Vorsitz) und den Ländern (stellvertre​tender Vorsitz) geleitet. Ihr gehören Vertreter von Bund und Ländern, des öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunks, der Dienste- und Inhalteanbieter, Netzbetreiber (Satellit, Kabel, terrest​rische Verteilwege), Geräteindustrie, des Handels und Handwerks, der Verbraucherverbände und ei​ni​ger wissenschaftlicher Institute an. Insgesamt arbeiten z. Z. über 70 Unternehmen und Gremien mit.

Aufgabe der IDR ist, tragfähige Szenarien für die Einführung des digitalen Rundfunks (Hörfunk und Fernsehen) sowie künftiger multimedialer Dienste zu erarbeiten. Die Initiative „Digitaler Rundfunk“ spricht dazu Empfehlungen aus, die dann den Entscheidungsgremien der Beteiligten vorgelegt werden. 


III.
Erste Ergebnisse der Initiative Digitaler Rundfunk


Als einen ersten Schritt präsentierte die Initiative eine Strategie für den Digitalisierungsprozess und das Auslaufen der analogen Übertragung, niedergelegt in einem Bericht
. Das Bundeskabi​nett nahm diesen am 24.08.1998 zustimmend zur Kenntnis und forderte die Entscheidungsträger der beteiligten Institutionen auf, das bisherige Arbeitsergebnis und insbesondere den Zeitplan ihren weiteren Planungen zugrunde zu legen und die Entwicklung zügig weiter voranzutreiben.


Auf Basis und in Umsetzung dieses Berichts wurde in der IDR das auf der EXPO 2000 von der Bundesregierung und den Ländern vorgestellte und veröffentlichte ”Startszenario 2000”entwickelt. Das "Startszenario" trifft in den Kapiteln 1 bis 4 grundlegende Aussagen zur Digitalisierung der Rundfunkübertragung einschließlich des Rechtsrahmens, u. a. für die Fre​quenzzuteilung, die Abschaltung der analogen Übertragung und die Kapazitätsnutzung. In Ka​pitel 5 und 6 folgen das eigentliche „Startszenario 2000“ und Marketing und Kostenaspekte von DAB
 bzw. DVB-T
.

Schwerpunkt der Arbeit bilden Fragen aus dem terrestrischen Bereich: Förderung der Markt​durchdringung des digitalen Hörfunks (DAB; Regelbetrieb seit 1999) und Einführung des digi​talen terrestrischen Fernsehens (DVB-T). Aspekte der Satelliten- und Kabelverbreitung von Rundfunkprogrammen werden ebenfalls berücksichtigt; da hier jedoch die Markteinführung be​reits stattgefunden hat (Satellit seit 1996, Kabel seit 1997), geht es vorwiegend um die Förderung der weiteren Marktdurchdringung digitaler Angebote.

Das Startszenario ist auch heute (Ende 2003) die von den betroffenen Kreisen in Deutschland im Konsens erarbeitet Leitlinie zur Einführung der digitalen Rundfunkübertragung. Das Startzenario beinhaltet die Themenbereiche „Digitales terrestrisches Fernsehen (DVB-T)“, „Digitaler terrest​rischer Hörfunk (DAB)“, „Internationale Frequenzvereinbarungen“, „Kabel“ und „Satellit“.

IV.
Entwicklungen seit Veröffentlichung des Startszenario 2000

Seit der Präsentation des Startszenarios wurde in Deutschland intensiv an der Einführung des digitalen Rundfunks, insbesondere an der Einführung von DVB-T, gearbeitet. Das Startszenario 2000 stellt jedoch auch weiterhin die maßgebliche Strategie zur Digitalisierung der Rundfunk​übertragung in Deutschland dar. Innerhalb der „Initiative Digitaler Rundfunk“ werden zur Zeit die ersten Vorbereitungen zur Formulierung eines „Übergangs-“ bzw. „Zwischenberichtes“ ge​troffen.
IV.1

Rechtliche Rahmenbedingungen


Seitens des Bundes und der Länder wurden eine Reihe von Maßnahmen zur Vervollständigung der rechtlichen und regulatorischen Rahmenbedingungen ergriffen und abgeschlossen: 

In der Frequenzzuteilungsverordnung (vom 26. 4. 2001) wurde mit Beteiligung des Bundesrates eine Sollregelung für den Umstieg von analoger auf digitale Rundfunkübertragung aufgenom​men. Im Rahmen der Novellierung des Telekommunikationsgesetzes wird diese Verordnung in das Gesetz integriert. Die Regelungen zum Widerruf der analogen Frequenzzuteilungen werden inhaltlich unverändert in das Gesetz übernommen.

In der Dritten Verordnung zur Änderung der Frequenzgebührenverord​nung (vom 13.12.2001) wurde ein Anreiz für eine rasche zur Umstellung auf digitale Übertragung durch eine Anpassung der von den Sendernetzbetreibern zu entrichtenden Gebüh​ren geschaffen. 

Der neue, entsprechend den Vorstellungen der Initiative Digitaler Rundfunk geschaffene 
§ 52a im Sechsten Rundfunkänderungsstaatsvertrag der Länder berechtigt ARD, ZDF und Deutschlandradio zu angemessenen Bedingungen die ana​loge terrestrische Versorgung schritt​weise einzustellen, um zugweise den Ausbau und die Zuweisung digitaler terrestrischer Übertra​gungskapazitäten zu ermöglichen.

Die Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post hat die telekommunikationsrechtli​che Basis für die Frequenz​vergabe geschaffen und das „Vergabeverfahren von Frequenzen für die Übertragung von digitalen terrestrischen Fernsehrundfunkprogrammen und anderen Tele​kommunikationsdienstleistungen“ durchgeführt.


IV.2

Einführung von DVB-T in Deutschland

Die Struktur der Fernsehübertragung in Deutschland unterscheidet sich wesentlich von der in den meisten anderen Staaten Europas. Über Kabel und Satellit werden mehr als 90 % der Haus​halte und über die Terrestrik weniger als 10 % der Haushalte erreicht. Dies hat Auswirkung auf die gewählte Digitalisierungsstrategie. 

Trotz des relativ geringen Anteils der terrestrischen Übertragung wird in Deutschland deren Di​gitalisierung betrieben, weil


· ohne Digitalisierung die Terrestrik keine Zukunft hat,

· mittels der terrestrischen Übertragung neue Leistungsmerkmale wie Portabilität und Mobili​tät angeboten werden können und

· mittels dieser neuen Leistungsmerkmale die Konvergenz mit der Telekommunikation z. B. im Rahmen hybrider Netze gefördert werden kann.

In der terrestrischen Übertragung wird es in Deutschland schnell zu „inselweisen“ Abschaltun​gen der analogen Fernsehübertragung kommen, wie es im Großraum Berlin / Potsdam bereits erfolgte. Eine lange Simulcast-Phase ist in Deutschland nicht bezahlbar und wird auch we​gen des Mangels an Frequenzen nicht angestrebt. 

Die Digitalisierung ist keine 1:1 Umstellung der analogen Übertragung. Die digitale Übertragung kann und muss mehr leisten. Neue Dienste, die einen Mehrwert für den Kunden erkennen lassen, müssen möglich sein. Um in Deutschland die terrestrische Versorgung konkurrenzfähig mit der Übertragung über Ka​bel und Satellit zu machen, bedarf es in der Terrestrik einer Ausweitung der heute schon beste​henden Vielfalt und des Angebots von Datendiensten und neuer Leis​tungsmerkmale.


Möglichkeiten für die Förderung des Übergangs dürfen nicht ausgeschlossen sein. Hierbei sind jedoch wettbewerbsrechtliche und beihilferechtliche Aspekte ebenso wie Fragen des Pluralismus zu beachten.

Die Digitalisierung der Terrestrik hat am 01.11.2002 im Großraum Berlin-Potsdam begonnen und konnte für diese Region mit der vollständigen Abschaltung der analogen Übertragung am 04.08.2003 erfolgreich abgeschlossen werden. Eine ausführliche Beschreibung des Umstiegs in der Region enthält der beigefügte und veröffentlichte Bericht „Berlin goes digital“.

Die Erfolgsfaktoren für den Umstieg in Berlin/Potsdam waren: 

· Richtiger Zeitpunkt,

· Richtig ausgewählte Region (Frequenzverfügbarkeit, wenige Senderstandorte notwendig),

· Akzeptanz durch öffentlich-rechtliche und private Programmveranstalter,

· Verbindliche Abmachung der Beteiligten,

· Zentrale Planung und Steuerung durch Medienanstalt Berlin/Brandenburg,

· Größere Programmvielfalt (7 Multiplexe mit 28 Programmen),

· Neue Leistungsmerkmale (Portabilität, Mobilität),

· Abschaltung der analogen Übertragung (kurze Simulcastzeit) und
· Förderung der privaten Programmanbieter.

Die Region Berlin/Potsdam ist das Modell für den Umstieg in der Terrestrik in Deutschland. Im Jahre 2004 wird in Nordrhein-Westfalen und Norddeutschland der Umstieg auf der Basis des Berliner Modells fortgesetzt. 
Ab 24. Mai 2004 wird das digitale terrestrische TV in den Regionen Hannover/Braunschweig, Bremen/Unterweser und Köln/Bonn starten. Am 8. November 2004 sollen in diesen Regionen die letz​ten analogen Kanäle abgeschaltet werden. Ebenfalls ab 8. November 2004 folgen die Regionen Hamburg/Lübeck, Kiel und Düsseldorf/Ruhrgebiet. Dieses Szenario wurde der Öffentlichkeit anlässlich der Unterzeichnung der Vereinbarungen am 20.10.2003 vorgestellt. 
Weitere Regionen werden 2005 folgen.


Damit wird es im mittelfristigen Zeitrahmen in Deutschland in Ballungsräumen nur noch digita​les terrestrisches Fernsehen geben. Ein Umstieg auch in der Fläche soll bis 2010 erfolgen. Hierzu gibt es jedoch noch kein abgestimmtes Szenario.
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IV.3

Digitaler terrestrischer Hörfunk (DAB)

Digitalradio (DAB) befindet sich in Deutschland in der Einführungsphase. Eine bundes​weite Flächendeckung wird voraus​sichtlich bis Ende 2004 erreicht sein. Damit sind die infrastruktu​rellen Voraussetzungen für das Angebot von digital übertragenen Hörfunk​programmen, aber auch von bundesweiten digitalen Datendiensten gegeben. DAB ist im Hörfunkbereich allerdings zunächst noch ein Zusatzan​gebot zu UKW. Ein Umstieg von analoger auf digitale Übertra​gung hat in Deutschland noch nicht begonnen. 
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In der IDR haben Bun​d, Länder und Marktbe​teiligte einvernehm​lich Empfehlungen bezüglich DAB erarbeitet, wobei DAB als das digitale Nachfolgesystem des analogen Hörfunks identifi​ziert wurde.

Durch gemeinsame Anstrengungen aller Beteiligten soll in Deutschland erreicht werden, dass im Jahre 2010 die weit überwie​gende Mehrzahl der Hö​rer DAB nutzt. Dies ermöglicht dann, nach 2010 einen Umstieg einzuleiten.

Die Anstrengungen der Beteiligten reichten bisher jedoch nicht aus, um DAB für die Kunden als attraktives Angebot erkennbar zu machen.

Gerade der Inhaltebereich schaffte in der Vergangenheit durch ein uneinheitliches und z. T. ab​warten​des Vorgehen immer wieder Verunsiche​rungen. Im Vordergrund steht hierbei insbeson​dere die Reich​weitefrage und bei den privaten Programmanbietern die damit verbundene Finan​zierungsfrage. In diesem Bereich ist jedoch seit der Internationalen Funkausstellung (IFA) 2003 Bewegung zu verzeichnen.

Als wesentlich für den Erfolg von Digitalradio in Deutschland wird ein abgestimmtes medien​politisches Vorgehen der Länder erachtet. Weiterhin ist die inhaltliche Nutzung der DAB-Kapa​zitä​ten zu för​dern , z.B. durch das Angebot bundesweiter Programme, und durch einen ausrei​chen​den Anteil an Datendiensten soll ein Mehrwert für die Kunden deutlich gemacht werden.

Im Bereich der Endgräte folgt die Marktdurchdringung den wech​selseitigen Aktionen von In​halteanbietern, Netzbetreibern, Händlern und Geräteherstellern. Die erwarteten Absatz​zahlen der Her​steller haben im Laufe der Jahre ständig zugenommen. Die Industrie geht davon aus, dass bei vergleichbaren Stückzahlen Digitalgeräte preis​güns​tiger als Analoggeräte sein werden. Vielfalt und Anzahl der verkauften Geräte steigen, letzteres vor al​lem im Ausland, was sicher positive Aus​wir​kungen auf die Preisentwicklung haben wird. Die Verbreitung von DAB kann insbesondere durch die Automobilindustrie gefördert werden, wenn die Neufahrzeuge mit integ​rierten DAB/ UKW-Empfängern ausge​rüstet werden und für Altfahrzeuge Nachrüstungen ange​boten wird. Hierzu gibt es erfolgversprechende Gespräche zwischen den Beteiligten. Die IFA 2003 hat im Endgerätebereich eine deutliche Verbesserung gebracht. Gleichwohl bedarf es hin​sichtlich der Produktpalette, des Marktanteils der Mehrnormengeräte und der Preisgestaltung wei​terer Anstren​gungen. Ein hoher Anteil von Mehrnormengeräten ist der Schlüssel für einen späteren ver​träglichen Umstieg von UKW auf DAB. 

Ausbaubedürftig sind insbesondere die Marketingaktivitäten für DAB. Zwar haben Indust​rie, Sendernetzbetreiber und Pro​grammveranstalter zu diesem Zweck eine sehr aktive Initiative gegründet, im Bewußtsein der Öffentlichkeit ist DAB aber bisher noch nicht in ausrei​chendem Maße angekommen.

Die Bundesregierung unternimmt alle Anstren​gungen im internatio​nalen Bereich, um die Fre​quenzausstattung für DAB zu verbessern. Die Anfangsausstattung auf der Basis der Vereinba​rung von Wiesbaden im Jahr 1995 wurde bereits durch die Vereinbarung von Maastricht im Jahre 2002 ergänzt. 

Wichtig für eine größere Verbrei​tung von DAB ist jedoch eine Kapazitätserweiterung im Band III. Diese wird durch eine zweistufige Regionale Funkkonfe​renz der ITU in den Jah​ren 2004 und 2006 ange​strebt. 

IV.4

Digital Radio Mondiale (DRM)

Nachdem mit der Einführung von DAB erste Schritte zur Digitalisierung des Hörfunks vollzogen wurden, sind mittlerweile auch für die Lang-, Mittel- und Kurzwelle entscheidende Weichen​stellungen hinsichtlich der Digitalisierung der Übertragung erfolgt. Daher war es erforderlich, die Entwicklung tragfähiger Szenarien an der Schwelle des Übergangs zum Regelbetrieb auch auf diese Bereiche auszudehnen. Hierzu rief die IDR die Arbeitsgruppe „DRM-Einführung“ ins Leben, die sich auf die Aspekte der Migration vom analogen zum digitalen LMK-Rundfunk (< 30 MHz) konzentriert.

IV.5

Kabel

Nach der nun erfolgten Konsolidierung der Kabelbranche in Deutschland wird sich die IDR ver​stärkt der Digitalisierung der Kabelnetze widmen. 


Das Startszenario 2000 wurde erarbeitet, als das Breitband Kabelnetz – bestehend aus 9 Regio​nalnetzen – noch im Besitz der Deutschen Telekom AG war. Diese Netze sind jetzt alle veräu​ßert, an ish (NRW), iesy (Hessen), Kabel Baden-Württemberg und Kabel Deutschland GmbH (restliche Bundesländer). Die neuen Besitzer haben als gemeinsame Interessenvertretung den Deutschen Kabelverband gegründet.

Die neuen Betreiber der Kabelnetze führen z. Z. intensive Verhandlungen mit den öffentlich-rechtlichen und privaten Programmanbietern sowie dem Abonnement-Anbieter Premiere bezüg​lich der Strategie und der Rahmenbedingungen zur Digitalisierung. 


Die öffentlich-rechtlichen Programmanbieter übertragen ihre Programme im Kabel bereits digital und damit parallel zur analogen Übertragung (Simulcast). Die Kabelbetreiber haben inzwischen Vorstellungen erarbeitet, wie auch die privaten Programmanbieter im Kabel im Simulcast digital übertragen können.

Eine gute Basis für einen Konsens zwischen den Beteiligten ist, dass der Kabel​verband für die Decoder inzwischen einen Käufermarkt sieht und für die Decoder offene Standards und nicht proprietäre Techniken verwenden sowie auf der Basis einer offenen Grundspezifikation spezielle Anwendungssoftware wie z. B. MHP ermöglichen will.

IV.6

Satellit


Der Satellitenbereich wird die Umstellung marktgetrieben vollziehen. Über Satellit werden be​reits heute alle TV-Programme sowohl analog als auch digital übertragen und zwar flächende​ckend. 

ARD, ZDF und SES-ASTRA haben im Sommer 2003 eine Vereinbarung unterzeichnet, wonach im Jahre 2010 die analoge Übertragung der TV-Programme über SAT aufgegeben werden soll. Diese Vereinbarung stellt einen wesentlichen Schritt zur Digitalisierung der TV-Übertragung in Deutschland dar, der auch richtungsweisend für Kabel und Terrestrik ist. 

�





�








� Der Begriff Rundfunk umfasst den Hörfunk und den Fernsehrundfunk, jeweils über die Distributionswege Kabel, Satellit und terrestrische Sender (Fernseh- und Hörfunksender).


�  Initiative der Bundesregierung ”Digitaler Rundfunk”, BMWi-Dokumentation Nr. 451


�  Digital Audio Broadcasting (Digital Radio) – Digitales Hörfunkübertragungssystem


�  Digital Video Broadcasting – Digitales TV-Übertragungssystem; T: Terrestrial, C: Cable; S: Satellite
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